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Mitten im Euro-

Drama lohnt ein

Blick auf die

Sorgen von

gestern. Denn 

die haben noch

Zukunft

In Deutschland hat man ja immer irgendwie das
Gefühl, vom nahenden Untergang bedroht zu sein.
Und damit meine ich nicht mal die Vorstellung,
dass die SPD die nächsten Wahlen gewinnen und
Klaus Wowereit zum Infrastrukturminister
machen könnte, mit spezieller Zuständigkeit für
Großprojekte. 

So weit müssen wir gar nicht denken, es gibt
genug Bedrohungen im Hier und Jetzt: Lufthansa-
Streik, Energiewende, der Niedergang der ARD-
Talkshows. Und über allem schwebt die Euro-
Krise mitsamt ihren angeschlossenen Szenarien,
die wahlweise Hyperinflation oder den Untergang
der Alten Welt vorhersagen, gern auch beides. 

Da kann einem schon mulmig werden. Wer 
will sich schon am Feuerchen seiner wertlosen
100 000-Euro-Scheine wärmen, wenn das Welt-
finanzsystem erst mal das Zeitliche gesegnet hat?

Was wurde aus den Lohnnebenkosten?
An dieser Stelle hilft ein Blick zurück. Was ist
eigentlich aus den Sorgen von gestern geworden?
Und was sagt uns das für die Sorgen von morgen?
Als ich noch beträchtlich jünger und fantasievoller
war, hatte ich beispielsweise Angst vor einem
Atomkrieg, große Angst, und ich war damit nicht
allein. Es gab mächtige Männer in der Welt, die

sich vor laufenden Mikrofonen gegenseitig mit
ihren Atomwaffen drohten (folgenloses Imponier-
gehabe von geltungssüchtigen Alphamännchen,
wie sich im Rückblick herausstellt), und es gab
Filme wie „The Day After“ über den Tag nach dem
atomaren Erst-, Zweit- und Drittschlag, in den
besorgte Lehrer uns klassenweise führten. Damals
schien der dritte Weltkrieg tatsächlich die
naheliegendste Möglichkeit, wie die Menschheit
ihr Zwischenspiel auf der Erde kurzfristig beenden
könnte. 

Wie das ausging, wissen wir: Das Ende des Kal-
ten Krieges erledigte die Sache mit dem Gleich-
gewicht der Abschreckung, und wenn Israel und
der Iran sich heute gegenseitig mit ihren Atomwaf-
fen drohen, ist das nur noch halb so gruselig – das
haben wir doch längst hinter uns, aber so was von.

Die frei gewordene Stelle des gesamtplaneta-
rischen Untergangsszenarios nahm – in Deutsch-
land zumindest – die Klimaerwärmung ein. Vor
wenigen Jahren noch schien es ausgemachte Sa-
che, dass der Mensch dabei ist, sehenden Auges in
eine Ära von Naturkatastrophen zu steuern, weil
sein Hunger nach fossilen Brennstoffen und dau-
erpupsenden Kühen das Gleichgewicht der Gase in
der Atmosphäre ruiniert. So populär war das The-
ma, dass die Kanzlerin sich eigens vor schmelzen-

den Eisplatten am Nordpol fotografieren ließ. Das
war allerdings, bevor uns der tägliche Zusammen-
bruch des Weltfinanzsystems drohte und Deutsch-
land die Energiewende beschloss. 

Seitdem redet die Bundesregierung vor allem
darüber, wie sie genug fossile Brennstoffe ver-
brennen kann, um die Atomkraftwerke zu erset-
zen, was aber auf die breite Öffentlichkeit offenbar
nicht mehr besonders bedrohlich wirkt.

Oder nehmen wir die hohen Lohnnebenkosten.
Die waren zwar nie eine Sorge planetaren Aus-
maßes, aber für ein paar deutsche Untergangs-
fantasien reichte es durchaus. Vor nur sieben
Jahren, die Arbeitslosigkeit hatte gerade die
Fünf-Millionen-Marke gerissen, waren niedrigere
Lohnnebenkosten nach gängiger Heilslehre der
Wirtschaftsverbände der sicherste Weg zu Wohl-
stand und Arbeit für alle. CDU und FDP schworen
sich, die Sozialabgaben unter die 40-Prozent-
Schwelle zu drücken, um Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer zu entlasten. 

Mittlerweile schreiben wir das Jahr 2012, die
Arbeitslosigkeit ist auf 2,9 Millionen gesunken,
während die Sozialabgaben immer noch knapp
über 40 Prozent liegen. Und statt Beiträge zu sen-
ken, debattieren die Parteien von links bis rechts
nun darüber, wie man die auflaufenden Milliarden

am besten ausgeben könnte. Ganz gleich, wovon
Deutschlands Wohlstand in diesem Moment
gerade bedroht wird: Die hohen Sozialabgaben
sind es offenbar nicht. 

Hoffen auf den Meteoriten
Natürlich könnte das Gejammer über die Sozial-
abgaben wieder losgehen, sobald die Chinesen
nicht mehr ganz so viel made in Germany kaufen,
aber dann sind wir ja schon wieder klüger: Dann
wissen wir, dass die Sozialabgaben gar nicht so
wichtig sind, solange unsere Währung nur weit
genug unterbewertet ist. 

Das ist irgendwie tröstlich, so mitten in der
Euro-Krise. Vielleicht braucht es gar keine Lösung.
Vielleicht reicht es ja, wenn wir eine Weile von
der nächsten globalen Sorge abgelenkt würden –
sagen wir von einem Meteoriten, der auf die Erde
zurast. Und wenn der uns dann knapp verfehlt hat,
wissen wir, dass eine Währung mehr oder weniger
gar nicht entscheidend ist. Hauptsache, die Atom-
bomben setzen kein Kohlendioxid frei.
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Selbstkrönung: Kurz vor

jeder Urteilsverkündung

setzt sich der Zweite
Senat des Verfassungs-

gerichts rote Baretts auf,

die etwa die Medici-Herr-

scher in Florenz trugen –

sicher auch am Mittwoch,

wenn die Richter ihr Urteil

über den Euro-Rettungs-

schirm sprechen
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Es hilft 
dem Gericht
ungemein,
sich sehr
gezielt als
antipolitische
Institution zu
inszenieren

Halbgötter in Rot
Das Verfassungsgericht in Karlsruhe ist längst mehr als nur ein Schiedsrichter in Rechtsfragen. Es schafft Gesetze, verändert die

Verfassung und hält sich nicht mal an eigene Urteile – dabei wäre Zurückhaltung angebracht. Ein Essay von Hans Vorländer

Immer wieder Karlsruhe. Nicht Berlin scheint das
Zentrum des politischen Deutschland zu sein, son-
dern jene Stadt in Baden, die sich selbst als Residenz
des Rechts bezeichnet. Das dortige Bundesverfas-
sungsgericht wird über den Euro entscheiden, darü-
ber befinden, ob die Mechanismen, mit denen über-
schuldete Staaten und Banken vor der Insolvenz ge-
rettet werden sollen, mit dem deutschen Grundge-
setz vereinbar sind. In Brüssel mag man es gar nicht
mehr hören, dass erst die Karlsruher Richter ihr Pla-
zet geben müssen, bevor die Maßnahmen in der
Euro-Zone greifen dürfen. Das Bundesverfassungs-
gericht als Praeceptor Europae, der Lehrer Europas. 

Der Gang nach Karlsruhe hat Tradition in
Deutschland. Seit 1951 bewältigte das Bundesver-
fassungsgericht fast 200000 Verfahren, davon wa-
ren mehr als 95 Prozent Verfassungsbeschwerden.
Die großen Streitmaterien landen alle irgendwann
vor den Verfassungsrichtern: vom Schwanger-
schaftsabbruch über den Datenschutz, die Familien-
politik bis hin zur Finanz- und Europapolitik. In
Karlsruhe sitzen nicht nur Schiedsrichter, die darauf
achten, dass alle politischen Akteure die politischen
Spielregeln einhalten, dort sitzen politische Ent-
scheider, an denen keiner vorbeikommt. 

Wenn die 16 Verfassungsrichter, je acht in den
zwei Senaten, am Mittwoch befinden, dass Finanzhil-
fen für die Euro-Staaten nicht mit dem Grundgesetz
vereinbar sind, dann müssen sich die Staaten der
Euro-Zone etwas anderes einfallen lassen – oder den
Euro aufgeben. Wenn die Richter es wollen, muss das
Volk darüber abstimmen, ob es den Euro und/oder ein
neues Grundgesetz will, auch wenn die Verfassung
bisher ein solches Verfahren nicht vorsieht. Karlsruhe
gibt nicht nur den Ton vor, es macht die ganze Musik. 

Das Bundesverfassungsgericht ist zudem die In-
stanz des letzten Rekurses. Wenn die Politik nicht
mehr weiterweiß, dann wartet sie auf die Eingebun-

gen der Verfassungsrichter. Und bevor die Politik
überhaupt etwas tut, denkt sie daran, was denn das
Verfassungsgericht dazu sagen würde. Früher be-
fragte man das Orakel in Delphi, heute sitzen die
Propheten in Karlsruhe.

„Karlsruhe hat gesprochen“ - das hört sich wie
die Wiederkehr des päpstlichen Unfehlbarkeitsdog-
mas „Roma locuta, causa finita“ an. Es ist auch so
gemeint. Der Autoritätshabitus der Verfassungs-
richter lebt von der Objektivitätsbehauptung des
Rechts und dem Anspruch, die Verfassung letztver-
bindlich auszulegen. Und die Inszenierung ist stim-
mig: Wenn das Hohe Gericht den großen Saal be-
tritt, erheben sich Publikum, Beschwerdeführer und
die Vertreter der beklagten Parteien. Die acht Rich-
ter ziehen in roten Roben gemessenen Schrittes ein,
zuerst der Vorsitzende, dann die anderen Richter,
von innen nach außen und im Wechsel von links und
rechts neben ihm, nach Dienstalter gereiht. An-
schließend nehmen sie ihren Platz ein – erhöht und
direkt gegenüber von den Anwesenden –, um dann,
nachdem sich auch alle unten im Saal gesetzt haben,
ihre Entscheidung zu verkünden. Wie diese zu-
stande kam, entzieht sich dem Publikum, in dessen
Namen das Recht gesprochen worden ist. Götter
lassen sich nicht in die Karten gucken. 

Zahnlos zu Anfang
Das war indes nicht von Beginn an so program-
miert. Lange hatte sich der Gesetzgeber der jungen
Bundesrepublik schwergetan, per Gesetz die Kom-
petenzen und die Stellung des 1951 gegründeten
Verfassungsgerichts zu definieren. Es sollte ein Ge-
richt sein und doch kein gewöhnliches. Es sollte
Bundestag und Bundesrat, Bundesregierung und
Bundeskanzler kontrollieren. Und es sollte eine hö-
here Stellung einnehmen als die anderen Bundes-
gerichte, aber keine Superrevisionsinstanz werden,

wo alles und jedes noch einmal überprüft werden
konnte. Eigentlich also eine ziemlich große Auf-
gabe: die Verfassung schützen, die Einhaltung der
grundgesetzlichen Normen überprüfen und damit
den Vorrang des Rechts auch vor der Politik sichern
helfen. Das schien eine Lektion aus Weimar und Na-
tionalsozialismus zu sein – das Bundesverfassungs-
gericht als Hüter des Grundgesetzes.

So groß die Aufgabe war, so unsicher war die
Stellung zu Anfang. Das Gericht kam zunächst im
unwirtlichen Prinz-Max-Palais unter. Die roten Ro-
ben ließ es sich von Kostümschneidern des Badi-
schen Staatstheaters anfertigen, nach dem Vorbild
der Florentiner Mode des 15. Jahrhunderts . Es stand
nicht auf Augenhöhe mit den anderen Gewalten, es
war kein Verfassungsorgan mit eigener Organisa-
tionshoheit, das Budget war Teil des Justizministe-
riums. Der Wachhund der Verfassung schien nicht
nur an die Leine gelegt zu werden, er war auch zahn-
los, gegenüber der Politik und den anderen Bundes-
gerichten (die zum Teil in Karlsruhe sitzen). 

Doch das Bundesverfassungsgericht setzte sich
durch – mit großer Raffinesse. Zuerst erklärte es
sich in einer zur Legende gewordenen sogenannten
Statusdenkschrift selbst zum Verfassungsorgan, um
sich damit auf die gleiche Stufe mit den anderen
Organen des Bundes zu stellen. Dabei konnte es auf
die Unterstützung vieler Ministerpräsidenten der
Länder setzen, die im Verfassungsgericht ein Ge-
gengewicht zur starken Bundesregierung unter
Adenauer sahen. Dann gelang es den Verfassungs-
richtern, ihre Suprematie gegenüber der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit durchzusetzen. Und schließ-
lich erteilten sie Lektionen in Demokratie, indem
sie begannen, die Grund- und Freiheitsrechte (auch
die der Presse) offensiv gegen die restaurativen
Tendenzen der 50er-Jahre zu stärken. Das gab ihnen
Deutungshoheit – eine Macht, die Verfassung auto-

ritativ auszulegen und dafür Gefolgschaft zu erzie-
len. Das ging lange gut. 

Es sollte aber erheblich im Verfassungsgefüge
knirschen, als sich die Richter in den 70er-Jahren
nicht nur allzuständig, sondern nahezu allmächtig
fühlten und fast alle Reformprojekte der soziallibe-
ralen Koalition zu Fall brachten oder nur in der eige-
nen Lesart genehmigten. Hier setzte sich das Ge-
richt an die Stelle des (Mehrheits-)Gesetzgebers
und ließ der Legislative kaum noch Luft zum Atmen.
Offensichtlich hatten die Richter überzogen. 

Vom Rechtsinterpreten zum Gesetzgeber
Aber letztlich gingen die Richter gestärkt aus den
Auseinandersetzungen hervor. Sie erfanden mit
dem Volkszählungsurteil von 1983 ein neues
Grundrecht, das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung. Später wurde das Gericht familien- und
sozialpolitisch tätig, indem es das Existenzmini-
mum neu bestimmte. Die Vermögensteuer wurde in
der vorliegenden – nicht in jedweder – Form für null
und nichtig erklärt. Und erst vor Kurzem erteilten
die Richter der Regierungskoalition eine Rüge, weil
diese keine ordentliche Novellierung des Wahl-
rechts zustande gebracht hatte. Dabei änderte das
Gericht unter der Hand auch schnell die eigene
Rechtsprechung: Es erklärte plötzlich eine geringe
Anzahl von sogenannten Überhangmandaten für
zulässig – davon war in dem ersten Urteil zum
Wahlrecht noch gar keine Rede gewesen. 

Aber die Richter wissen anscheinend immer, was
die richtige Lösung ist. Dabei wird dann auch mal
schnell das Grundgesetz verändert. Wie vor Kurzem,
als das Gericht den Einsatz der Bundeswehr im In-
neren erlaubt, bei Ausnahmesituationen von „kata-
strophischen Dimensionen“ – obwohl die Verfas-
sung etwas anderes sagt. Karlsruhe wird als Schöp-
fer neuen Verfassungsrechts tätig. Souverän ist der
Interpret der Verfassung, nicht der verfassungsän-
dernde Gesetzgeber. 

Auch scheinen die Richter sich auch mehr und
mehr in der Rolle des Ermahners und Erziehers des
Bundestags zu gefallen. Die gesamte Rechtspre-
chung zu Fragen der europäischen Integration ist
von einem erhobenen Zeigefinger geprägt, das Par-
lament wird wieder und wieder zur Wahrnehmung
seiner „integrationspolitischen Verantwortung“ ge-
drängt. Erstaunlicherweise kann das Gericht mit
dieser Erziehungsjudikatur auf den Beifall des bun-
desdeutschen Publikums zählen.

Es macht sich gut, die Politik zu kritisieren. Da-
bei hilft es dem Gericht ungemein, sich sehr gezielt
als eine nicht politische, um nicht zu sagen: antipo-
litische Institution zu inszenieren. Das steigert sein
Ansehen. Von den Institutionen des deutschen Re-
gierungssystems genießt das Bundesverfassungs-
gericht das höchste Vertrauen, weit vor Bundestag,
Bundesregierung und ganz weit vor den Parteien. Es
wird als Institution des Rechts wahrgenommen, als
solche geliebt, während das Parlament nur als Hort
des Konfliktes und Streites, auch des unablässigen
Redens verachtet wird. Es ist Nutznießer eines weit
verbreiteten antipolitischen Ressentiments, das
durch die verfassungsgerichtliche Pose, nichts als
Recht zu sprechen, verstärkt wird. 

Das Gericht partizipiert an der Sakralität, die
dem Recht zugeschrieben wird. Der richterliche Ak-
tivismus, in seiner Wirkung höchst politisch, ver-
steckt sich hinter der Verfassung. Das kann auf
Dauer nicht gut gehen. Götter halten sich kluger-
weise auch einmal zurück. 
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